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Fonds: Vll Anlage B (Beihilferechtlicher Status) 
zum Prüfpfadbogen

Aktion 18.13iszl9.07.0. Kulturinvestitionsprogramm Digitalisierung 
(REACT-EU)

Beihilferechtlicher Status der nationalen Regelung:

1. Entscheidung des richtlinienverantwortlichen Ressorts:

Die Maßnahme ist beihilferelevant im Sinne des Art. 107 Abs. 1 AEUV 

□ nein (bitte begründen und weiter bei Datum/Unterschrift)

M ja, die Maßnahme wird beihilferechtlich gerechtfertigt durch
Kl AGVO Artikel 53
□ De-minimis-VO
□ DAWI-De-minimis-VO
□ DAWI-Freistellungsbeschluss
□ sonstiges: ...

Kl Eine Mitteilung an die EU-Kommission ist erforderlich.
□ Notifizierung
K AGVO-„Blitzmeldung“

□ Eine Mitteilung an die EU-Kommission ist nicht erforderlich, weil die Maß­
nahme beihilferechtlich freigestellt werden kann durch

□ De-minimis-VO
□ DAWI-De-minimis-VO
□ DAWI-Freistellungsbeschluss

Begründung für die Entscheidung, dass es sich nicht um eine Beihilfe gemäß Artikel 107 
Abs. 1 AEUV handelt oder dass eine Förderung gemäß der AGVO, der De-minimis-VO, 
der DAWI-De-minimis-VO oder den DAWI-Freistellungsbeschluss vorliegt:

Eine mögliche Beihilfefreiheit oder AGVO-Anwendung muss durch die Bewilligungsbe­
hörde für jeden Einzelfall geprüft werden.
Seit dem 19.07.2016 gibt es eine neue Rechtslage durch die Neudefinition des Beihil­
febegriffs durch die Europäische Kommission (Mitteilung der Kommission zum Begriff 
der staatlichen Beihilfe im Sinne des Art. 107 abs. 1 AEUV vom 19.07.2016). Die öffentli­
che Finanzierung von Aktivitäten im Bereich der Kultur bzw. des kulturellen Erbes, die 
der breiten Öffentlichkeit offenstehen werden danach nur dann als Tätigkeiten wirtschaft­
licher Natur und damit als Beihilfen eingestuft, sofern die Aktivitäten vorwiegend (It. 
Kommission zu mehr als 50 %) aus Besucher- bzw. Benutzerentgelten oder durch an­
dere kommerzielle Mittel finanziert werden (vgl. Rn.33 ff. der Bekanntmachung).
Die Kommission rückt damit von ihrer bisherigen Entscheidungspraxis einer grundsätzli­
chen Beihilferelevanz im öffentlich geförderten Kulturbereich ab. Zukünftig dürfte nach 
Einschätzung des BMWI der überwiegende Teil staatlicher Kulturförderungen als beihil­
fefrei angesehen werden können.
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Weitere kleinere Teilbereiche stellen zwar möglicherweise immer noch eine Beihilfe dar, 
können aber über die AGVO freigestellt werden.
StK hat mit dem Beihilfereferat des MW dazu einen Beihilfeprüfkatalog abgestimmt, der 
in den Bewilligungsbehörden zum Einsatz kommt.
Wenn eine Maßnahme den Beihilfetatbestand erfüllt, kann von der Kommission ihre 
Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt gemäß Art. 107 Abs. 3 lit. d) AEUV (sog. Kultur­
klausel) festgestellt werden. Als mit dem Binnenmarkt vereinbar kann die Kommission 
danach Beihilfen zur Förderung der Kultur und der Erhaltung des Kulturellen Erbes an- 
sehen, soweit sie die Handels- und Wettbewerbsbedingungen in der Union nicht in ei­
nem Maß beeinträchtigen, das dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft.'

Im Rahmen der Vereinbarkeitsprüfung nach Art 107 Abs. 3 lit. d) AEUV muss die Maß­
nahme
1. ) der Verfolgung eines kulturellen Ziels dienen,
2. ) verhältnismäßig sein und
3. ) keine dem gemeinsamen Interesse zuwiderlaufende Beeinträchtigung des innerge­

meinschaftlichen Handels darstellen.

Beihilfen für Kultur und die Erhaltung des kulturellen Erbes sind im Sinne des Artikels 
107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht des Ar­
tikels 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die in der AGVO festgelegten Vorausset­
zungen erfüllt sind.

Beihilfen können unter den Bedingungen der AGVO ab 01.07.2014 für folgende kultu­
relle Zwecke und Tätigkeiten gewährt werden:

„(a) Museen, Archive, Bibliotheken, Kulturzentren oder Kulturstätten, Theater, Opern­
häuser, Konzerthäuser, sonstige Einrichtungen für Life-Veranstaltungen, Filmar­
chive, („Kinematheken") und ähnliche Infrastrukturen, Organisationen und Einrich­
tungen im Bereich Kultur;

(b) materielles Kulturerbe einschließlich aller Formen von beweglichem oder unbewegli­
chem kulturellem Erbe und archäologischen Stätten, Denkmälern, historischen Stät­
ten und Gebäuden; Naturerbe von Dörfern, Küstenlandschaften und ländlichen Ge­
genden kommen nur dann in Betracht, wenn es unmittelbar mit Kulturerbe zusam­
menhängt oder von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaats offiziell als Kultur­
oder Naturerbe anerkannt ist;

(c) immaterielles Kulturerbe in allen seinen Ausformungen insbesondere einschließlich 
Brauchtum und Handwerk;

(d) Veranstaltungen und Aufführungen in den Bereichen Kunst und Kultur, Festivals, 
Ausstellungen und ähnliche kulturelle Aktivitäten;

(e) Musik- und Literaturverlagswesen einschließlich Übersetzungen."

Für die Fördergeqenstände der o. q. Aktion sind diese Voraussetzungen erfüllt, da sie
Kultureinrichtungen in der Definition unter Punkt (a) von der Förderung partizipieren. So­
mit ist eine der Voraussetzungen gegeben.

Gemäß Art. 53 der AGVO können folgende Formen von Beihilfen gewährt werden:
(a) Investitionsbeihilfen einschließlich Beihilfen für den Bau oder Ausbau von Kulturinfra­

struktur;
(b) Betriebsbeihilfen.

Im Detail bedeutet das:
„Bei Investitionsbeihilfen sind die Kosten der Investitionen in materielle und immaterielle 
Vermögenswerte beihilfefähig, und zwar unter anderem:
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(a) die Kosten für den Bau, den Ausbau, den Erwerb, die Erhaltung oder Verbesserung 
von Infrastruktur, wenn diese jedes Jahr ausgehend von den verfügbaren Zeiten oder 
Räumlichkeiten zu mindestens 80 % für kulturelle Zwecke genutzt wird;

(b) die Kosten für den Erwerb, einschließlich Leasing, Besitzübertragung oder Verlegung 
von kulturellem Erbe;

(c) die Kosten für den Schutz, die Bewahrung, Restaurierung oder Sanierung von mate­
riellem und immateriellem Kulturerbe einschließlich zusätzlicher Kosten für die Lage­
rung unter geeigneten Bedingungen, für Spezialwerkzeuge und Materialien sowie die 
Kosten für Dokumentation, Forschung, Digitalisierung und Veröffentlichung;

(d) die Kosten für die Verbesserung des öffentlichen Zugangs zum Kulturerbe einschließ­
lich der für die Digitalisierung und andere neue Technologien anfallenden Kosten, 
Kosten für die Verbesserung des Zugangs von Personen mit besonderen Bedürfnis­
sen (insbesondere Rampen und Aufzüge für Menschen mit Behinderungen, Hinweise 
in Brailleschrift und Hands-on-Exponate in Museen) und für die Förderung der kultu­
rellen Vielfalt in Bezug auf Präsentationen, Programme und Besucher;

(e) die Kosten für Kulturprojekte und kulturelle Aktivitäten, Köoperations- und Austausch­
programme sowie Stipendien einschließlich der Kosten für das Auswahlverfahren und 
Werbemaßnahmen sowie der unmittelbar durch das Projekt entstehenden Kosten."

Für die Förderqeqenstände der o.q. Aktion ist auch diese Voraussetzung erfüllt, da sich
die zu tätigenden Investitionen sowohl dem Punkt (a) als auch dem Punkt (d) zuordnen
ließen.
Somit ist zusammenfassend festzuhalten, dass es sich bei den Fördergegenständen 
um kulturelle Projekte handelt, welche die Freistellungsvöraussetzungen gemäß AGVO 
erfüllen. Die Voraussetzungen des Artikels 53, die für die Förderung von Kulturprojek­
ten und für die Erhaltung des kulturellen Erbes gelten, werden ohne Einschränkungen 
erfüllt. Zudem werden die Schwellenwerte von 100 Mio. EURO (gemäß Artikel 4 insbes. 
Absatz 1 lit. z) nicht überschritten.

2. Da Zweifelsfragen und/oder klärungsbedürftige Grundsatzfragen Vorlagen, erfolgte dies­
bezüglich eine Konsultation des Ministeriums für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisie­
rung des Landes Sachsen-Anhalt (MW), Referat 32:

□ nein (weiter bei Datum/Unterschrift)

ix] ja Entscheidung des richtlinienverantwortlichen Fachressorts:
[El Dem Votum des MW, Referat 32 wird im vollen Umfang gefolgt.
□ Dem Votum des MW, Referat 32 wird in Teilen gefolgt.
□ Dem Votum des MW, Referat 32 wird nicht gefolgt.

Begründung:
Die neue Rechtslage ab 2016 wurde unter Beteiligung des MW bewertet.

18.05.21 sjK Sabine Hanso________________________ ( t*1 - <■
Datum Name des Ressorts und des Unterzeichnenden Unterschrift
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